
Am 29. September ist Ban-
kenaktionstag - initiiert 

von attac. An vielen Orten wer-
den die Globalisierungskritiker 
mit fantasievollen Aktionen da-
ran erinnern, wer die Finanzkri-
se verursacht hat, deren Lasten 
wir alle in Form eines unver-
schämten Sparpaketes zu tragen 
haben. 

Die einschlägigen Massen-
medien feiern schon wieder ein 
neues Wirtschaftswachstum. Sie 
wollen vergessen machen, dass es 
überhaupt eine Krise gegeben 
hat. Eine Krise, aus der einige 
Reiche noch reicher hervorge-
gangen sind und welche weltweit 
die ärmsten der Armen am här-
testen getroffen hat. Hierzulande 
spart man an den Hartz IV-Emp-
fängern. Den Kommunen wird 
der Finanzhahn so weit zuge-
dreht, dass sie „freiwillig“ Ge-
meineigentum verkaufen oder 
den zukünftigen Generationen 
über Private-Public-Partnership-
Finanzierungen Zins lasten in 
Größenordnungen aufbürden.

Der attac-Slogan ist noch im-
mer „Eine andere Welt ist mög-
lich“. Und trotz all der gegenläu-
figen Entwicklungen wollen wir 
ihn auch nicht in „Die Welt ist 
schlecht“ umgemünzt wissen. 
Deshalb geben wir den Utopien 
einer solidarischen Welt auch in 
diesem NeulanD viel Raum. 
Überhaupt sind wir der Meinung, 
dass Utopien viel mehr in den 
Fokus gelangen müssen. Wir von 
attacHalle gehen an diesem Wo-
chenende mutig voran und dis-
kutieren an einem Runden Tisch 
in der attacVilla in Könnern 
schon mal, wie die Idee einer 
Sonderwohlfahrtszone Wirklich-
keit werden könnte. 

Denn Experimente sind 
Schritte zur Umsetzung von 
Utopien. Wer neugierig gewor-
den ist, schaue doch einfach mal 
in unser „Schwesterprojekt - il-
lustrierte ElbeHarzZeitung“ auf 
www.isz-online.de

 Solveig Feldmeier
 Richard Schmid
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If a bank‘s too big to fail, break it up !
Aktienkapitalismus durch Mikrokapitalismus überflüssig machen

neuland IPolitik | Kultur | Programm

O b Deutsche Bank oder 
Goldmann Sachs – Ban-

ken, die zu groß sind um schei-
tern zu können, müssen aufgelöst 
werden. Die Abschaffung der 
privatwirtschaftlichen Geldpro-
duktion durch hundertprozen-
tige Reservesätze ist darüberhi-
naus notwendig. Es geht um ei-
nen Wechsel von der MONO-
zur NO-MONO Logik . Wir 
müssen den Expansionszwang 
brechen, damit Banken erst gar 
nicht so groß werden können, 
das sie „too big to fail“ sind. 

Um mit den Oligopolkapita-
lismus zum Verschwinden zu 
bringen,, brauchen wir „mehr 
Kapitalismus“. Das Wirtschaft-
system beruht nicht auf über- 
sondern auf unterentwickelten 
Finanzmärkten. Das Kapital wird 
auf wenige Kapitalkanäle zusam-
mengezwängt. Der Mehrheit der 
Menschheit wird damit der Zu-
gang zu den Kapitalquellen ver-
sagt, ohne die ihre Projekte und 
Lebenschancen genauso verküm-

mern, wie Dörfer ohne Wasser- 
und Energieversorgung. 

Grundsätzlich tragen Akti-
enbörsen wenig zur Kapitalver-
sorgung der Wirtschaft bei, weil 
sie dazu dienen, das Kapital von 
Millionen von Investoren in den 
großen Machterzeugungsmaschi-
nen festzulegen. Gesetzlich ist 
nämlich die Kündigung von Ak-
tienanteilen verboten, weil durch 
tatsächlich freie Abstimmungen 
an den Kapitalmärkten, Kon-
zerne wie BP, Microsoft oder 
GM, an Kapitalmangel zu Grun-
de gehen würden. 

Das Recht auf Arbeitsstreik 
sollte deshalb durch das Recht 
auf Kapitalstreik ergänzt werden. 
Nur durch das Recht auf Kündi-
gung der Aktieninvestments, 
könnte das Kapital dahin ziehen, 
wo es am meißten gebraucht wird 
- in Millionen von dezentralen, 
ökologischen Investments. 

Doch wie soll die große NO-
MONO-Transformation starten? 
Nicht einfach, aber voller Chan-

cen: Der Wechsel der Machtre-
geln braucht eine antimonopoli-
stische Bürgerbewegung. Sie 
könnte durch revolutionäres 
Wellenreiten vorhandene Trends 
ins Zentrum rücken, die bisher 
nur Randphänome sind. 

Zum Beispiel werden immer 
mehr kulturelle und soziale Un-
ternehmungen mit Crowd-Fi-
nancing konzernfrei finanziert. 
Meistens geht es nur um eine mo-
dernisierte Art des Spendens per 
Micro-Payments. Doch das 
Crowd-Financing erreicht dann 
eine neue Qualität, wenn es nicht 
mehr auf die fragile Solidarität 
politisch Engagierter oder dem 
Herdenverhalten einer Fan ge-
meinde angewiesen ist, sondern 
auch auf der Basis von gegensei-
tigem, materiellen Interesse funk-
tioniert. Embryonalformen von 
solchen mikrokapitalistischen 
Tauschbeziehungen gibt es be-
reits. Es sind Internetplattformen 
(z.B. slicethepie.com), die es er-
möglichen schon mit hundert 

Euro Investor eines Musikpro-
jekts oder einer Ausbildung (z.B. 
studienaktie.org) zu werden, und 
dann auch entsprechend am spä-
teren Gewinn bzw. Verlust des 
Unternehmens beteiligt zu sein. 
Erst diese spekulative, auf Ge-
winnmaximierung und deshalb 
auch auf Risikoübernahme aus-
gerichtete Form des Investierens, 
macht abhängige Arbeit in Kon-
zernen obsolet. Mikrokapital er-
möglicht es denen Unternehmer 
ihrer Selbst zu werden, die bisher 
wegen Kapitalmangel ihre Ar-
beitskraft verkaufen mussten. 

Noch geht es bei mikrokapi-
talistischen Projekten eher um 
prekäre Nischenmärkte. Das hat 
einen einfachen Grund. Es gibt 
bisher kein mikrokapitalistisches 
sondern nur ein oligolkapitali-
stisches Wirtschaftsrecht. Ein In-
vestment in börsennotierte Kon-
zerne wird vom Staat mit tausen-
den von Rechtsregeln abgesi-
chert. Wer aber in konzernfreie 
Projekte jenseits der Börsen in-

vestieren möchte, dem verweigert 
der Staat die notwendige Rechts-
sicherheit. 

Das Prinzip der NO-MO-
NO Revolution ist einfach: Der 
Staat sollte die Investoren in den 
Aktienkapitalismus einfach ma-
chen lassen, ihnen aber den staat-
lichen Schutz entziehen. Das Ak-
tien und Konzernrecht sollte 
auslaufen, weil kein „öffentliches 
Interesse“ an dieser Art des Wirt-
schaftens besteht. Stattdessen 
sollten Mikrokapitalmärkte 
durch rechtstaatliche Rahmenbe-
dingungen systematisch ermög-
licht und gepflegt werden. Akti-
enbörsen würden so zum Ni-
schenmarkt, Großbanken wür-
den zerfallen, und Millionen von 
Mikrokapitalunternehmen könn-
ten blühen, wo der Kapitalismus 
bisher ökonomische Steppen und 
ökologische Wüsten hinterließ. 

 Walter Oswalt 
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N ach der Krise ist vor der 
Krise. Derzeit macht sich 

eine Stimmung breit, als wäre die 
Weltwirtschaftskrise nur ein vor-
übergehendes Phänomen gewe-
sen: Es entstand eine Finanzblase, 
diese ist geplatzt, hat die Welt-
wirtschaft mitgerissen, doch die 
Rettungsmaßnahmen haben Sta-
bilität und Wachstum wieder her-
gestellt, und jetzt ist alles wie vor-
her. Dies ist doppelt falsch. Zum 
einen sind die grundlegenden Ur-
sachen der Krise nicht bearbeitet, 
der nächste Einbruch wird kom-
men: Ungleichheit, massive Ver-
mögenskonzentration und damit 
die Überakkumulation von Kapi-
tal haben sich verschärft, und das 
Finanzcasino mit hohen privaten 
Gewinnen und noch höheren öf-
fentlichen Risiken läuft munter 
weiter. Zum anderen ist die Krise 
nicht vorbei: Die weltweite Ar-
mut hat durch die Krise massiv 
zugenommen, die Lebensgrund-
lagen von Millionen von Men-
schen wurden zerstört. Und nach-
dem durch milliardenschwere 
Rettungspakakete die Verluste der 
Banken und der Vermögenden so-
zialisiert wurden, sollen die Ko-
sten der Krise jetzt die ärmsten 
Teile der Bevölkerung tragen. 

Gegen diese Sozialisierung 
privater Verluste wird es im Herbst 
unterschiedliche Aktionstage, De-
monstrationen und Streiks geben. 
Den Auftakt macht der 29. Sep-
tember, für den der Europäische 
Gewerkschaftsbund (EGB) zu ei-
ner Demonstration in Brüssel und 
Aktionen in weiteren Hauptstäd-
ten aufgerufen hat. In Spanien und 
Griechenland sind Generalstreiks 
geplant. Attac will am 29. Septem-
ber gemeinsam mit lokalen Bünd-
nispartnern mit einem bundeswei-
ten dezentralen Bankenaktionstag 
eigene Akzente setzen. In vielen 
Städten werden Bürgerinnen und 
Bürger Banken als konkrete und 
symbolische Angriffspunkte des 
Krisensystems besuchen, ihre ge-
sellschaftliche Umverteilungsma-
schinerie stören und so deutlich 
machen: Es reicht!

Für Aktionen an Banken – 
als Infrastruktur der Umvertei-
lung von unten nach oben – gibt 
es viele Gründe: 

1.  Banken ermöglichen den Ver-
mögenden, ihren Reichtum zu 
konzentrieren ung zu vermeh-
ren - auf Kosten von Mensch 
und Natur. Und zwar auch 
schon vor der Krise. Einziges 
Ziel der Banken ist es, die 
höchstmöglichen Profite für 
ihr Klientel und sich selbst zu 
erwirtschaften. Wenn das auf 
Kosten von Mensch und Um-
welt geht, dann macht dies 
nichts. Banken treiben die blin-
de Selbstverwertung des Kapi-
tals voran - um jeden Preis.

2.  Durch die Geldwäsche in 
Steueroasen ermöglichen Ban-
ken jährlich die Hinterziehung 
von Milliarden Euro an Steu-
ergeld. Damit berauben sie 
nicht nur die öffentliche Haus-
halte eines wesentlichen Teils 
der finanziellen Mittel, son-
dern treiben auch die globale 
Umverteilung von Süden nach 
Norden voran. Das Tax Justice 
Network schätzt, dass aus den 
in Offshore-Zentren ange-
legten 11,5 Billionen US-Dol-
lar Steuerausfälle in Höhe von 
250 Milliarden US-Dollar 
jährlich resultieren – weit mehr 
als das Doppelte der weltwei-
ten Entwicklungshilfe. 

3.  Banken haben maßgeblich zur 
Vorbereitung der Krise beige-
tragen. Sie haben die Liberali-
sierung und Deregulierung der 
globalen Finanzmärkte voran-
getrieben. Sie haben hochspe-
kulative Finanzprodukte pro-
duziert, verkauft, gehandelt 
und eine undurchsichtige 
Schattenwirtschaft geschaffen, 
die allein dem Zweck diente, 
Reichtum von unten nach oben 
umzuverteilen. Die zuneh-
mende Armut, die Aushöhlung 
des Sozialstaates und die Zer-
schlagung sozialer Infrastruk-
tur sind die Kehrseite der Auf-
blähung der Finanzmärkte.

4.  Banken berauben die Öffent-
lichkeit. Banken haben die 
Krise dazu genutzt, Milliarden 
öffentlichen Rettungsgeldes 
für die Sozialisierung ihrer 
Verluste zu verschleudern. Die 
Finanzvolumina sind enorm: 
Beim Sonderfonds Finanz-
marktstabilisierung (SoFFin) 

geht es um 480 Milliarden Eu-
ro – und damit um mehr als 
das Anderthalbfache eines 
„normalen“ Bundeshaushaltes 
aus Vor-Krisenzeiten. Die 
Gläubiger der Banken mussten 
bisher gar keinen Beitrag lei-
sten – und die Aktionäre nur 
sehr eingeschränkt. Das Er-
gebnis ist beeindruckend: 
Weltweit haben die so genann-
ten High Net Worth Individu-
als (Superreiche mit mehr als 
einer Million US-Dollar Fi-
nanzvermögen) ihre hohen 
Verluste des Jahres 2008 wie-
der ausgeglichen, allein 2009 
stieg ihr Vermögen um knapp 
20 Prozent auf 39 Billionen 

US-Dollar. Und auch in 
Deutschland konnten die Rei-
chen ihre Vermögen sichern: 
Nach Angaben des Bundes-
verbandes deutscher Banken 
ist das Geldvermögen der 
Deutschen – das vor allem den 
obersten Einkommenszehn-
teln gehört – im vergangenen 
Jahr um 239 Milliarden Euro 
gestiegen und erreichte insge-
samt 4,67 Billionen Euro. 

5.  Banken zerstören die Demo-
kratie. Einige Banken sind so 
groß und so verflochten mit 
anderen Finanzinstitutionen, 
dass sie “systemrelevant” sind. 
Ihr Zusammenbruch gefährdet 
das gesamte Finanz- und Wirt-

schaftssystem, und sie müssen 
bei Schieflage mit Steuermit-
teln gerettet werden, um eine 
„Kernschmelze“ zu verhin-
dern. Sie können den Staat je-
derzeit erpressen. Dieser Zu-
stand gesellschaftlicher und 
staatlicher Ohnmacht ist mit 
dem Demokratieprinzip un-
vereinbar.

Die Proteste gegen die Krisenpo-
litik, vor allem die Demonstrati-
onen am 28. März 2009 und am 
12. Juni 2010, waren wichtig. Die-
sen Herbst wird es darüber hinaus 
auch weitergehende Aktivitäten 
geben. Nach den Bankenaktionen 
am 29. September sollen am 18. 

Oktober in Frankfurt am Main 
durch massenhafte Menschenblo-
ckaden Knotenpunkte des Fi-
nanzsystems lahmgelegt werden. 
Es geht um den Versuch, Aktions-
formen des Zivilen Ungehorsams, 
die bei den Castorprotesten im 
Wendland, bei den Blockaden 
2007 in Heiligendamm und gegen 
den Naziaufmarsch 2010 in Dres-
den erfolgreich waren, auf das 
Feld sozialpolitischer Auseinan-
dersetzungen zu übertragen. Der 
29. September ist ein Auftakt – es 
gibt genug Gründe, Banken zu 
besuchen, und unsere Aktionen 
sind legitim.

 Matthias Schmelzer 

Banken als Infrastruktur der Umverteilung
Fünf Gründe für Bankenaktionen am 29. September

© Sascha Bachmann/echtfotografie

© Sascha Bachmann/echtfotografie



 kontakt: richard@attac.deneuland

I n Krisenzeiten melden viele 
Firmen Insolvenz. Die Be-

schäftigten werden arbeitslos, ih-
re Qualifikation geht verloren, 
Arbeitsplätze werden vernichtet, 
die Region verarmt.Geht es auch 
anders?

In den 1980er Jahren forderte 
die Genossenschaftsbewegung in 
Italien eine andere Lösung und 
wurde darin von den drei großen 
Gewerkschaften wirksam unter-
stützt: Anstatt jahrelang Arbeits-
losenunterstützung zu beziehen, 
sollten die Beschäftigten, die eine 
Genossenschaft gründen und ihr 
Unternehmen fortführen oder ein 
neues gründen wollten, ihre Sozi-
alversicherungsleistungen auf ein-

mal bekommen können, um Ihr 
unternehmerisches Vorhaben zu 
finanzieren. Diese Idee wurde tat-
sächlich vom damaligen Indus-
trieminister Marcora 1985 als 
„Marcora-Gesetz“ verabschiedet 
und bewirkte während seiner Gel-
tungsdauer von etwa 10 Jahren (in 
der 1. Fassung) die Gründung von 
159 Genossenschaften und die 
Rettung von 6000 Arbeitsplätzen.

Das Gesetz wurde 1996 von 
der EU wegen Wettbewerbver-
zerrungsbedenken gestoppt, trat 
aber 2001 wieder in Kraft, wenn 
auch in einer abgeschwächten, 
weniger wirksamen Fassung. 
Das Geld (die „kapitalisierte So-
zialversicherungsleistung“) wird  

nicht unmittelbar an die Beschäf-
tigten ausgezahlt, sondern an ei-
ne als zentrale Finanzgesellschaft 
fungierende Genossenschaft (die 
CFI), die den Geschäftsplan prüft 
und das Vorhaben nur bewilligt, 
wenn das geplante Unternehmen 
Aussicht auf Erfolg auf dem 
Markt hat. Dies schützt die Mit-
glieder der Genossenschaft vor 
Falschinvestitionen. 

Wenn das unternehmerische 
Vorhaben der Genossenschaft 
Erfolg versprechend ist, inve-
stiert die zentrale Genossenschaft 
CFI die kapitalisierten Sozialver-
sicherungsleistungen als Risiko-
kapital in die Genossenschaft. 
Ihre Beteiligung bedeutet auch, 

dass sie  den Vorstand bei allen 
unternehmerischen Belangen 
(z.B. bei den Verhandlungen mit  
Banken) berät und begleitet, bis 
das Risikokapital innerhalb von 
10 Jahren zurück geflossen ist.

  Wie ist es denn möglich, 
dass eine Firma, die Insolvenz 
anmelden musste, geschäftlich 
wieder an Fahrt gewinnt, sobald 
die Beschäftigten sie als Genos-
senschaft führen? 

Die Antwort liegt darin, dass 
eine Genossenschaft ganz andere 
Ziele verfolgt als die Profitmaxi-
mierung. Oft kaufen Investoren 
ein Unternehmen aus spekulativen 
Gründen und fahren es an die 
Wand, weil sie keine Ahnung von 

der Branche haben. Oder sie täti-
gen jahrelang keine Investitionen, 
weil sie nur an kurzfristigen Ge-
winnen interessiert sind. Die Be-
schäftigten aber verstehen ihr 
Handwerk am besten und kennen 
auch den Markt, oft sogar die Ab-
nehmer persönlich. Sie schielen 
nicht auf die Rendite, sondern ar-
beiten zusammen mit ihren Kolle-
gen, um sich und ihre Familien zu 
ernähren. Wenn sie ihr Auskom-
men haben – die Mitglieder einer 
Genossenschaft können oft sogar 
übertarifliche Löhne erzielen – 
lohnt sich für sie ihr Geschäft. Sie 
müssen nicht dicke Manager-Ge-
hälter erwirtschaften und auch 
keine Dividende für die Aktionäre, 

denn sie „managen“ ihr Unterneh-
men selbst. Genossenschaften 
streben natürlich auch an, sich ge-
genseitig zu unterstützen, indem 
sie bei ihren Kaufentscheidungen 
anderen Genossenschaften den 
Vorzug geben.  So ist die zentrale 
Finanzgesellschaft, die das Marco-
ra-Gesetz in Italien umsetzt, eine 
Gründung von 300 Produktivge-
nossenschaften, die aus Erfahrung 
wissen, dass sich die Stärkung der 
Kooperation, der Genossen-
schaftsbewegung, immer lohnt, 
nicht nur theoretisch, sondern 
auch ganz konkret als Existenzsi-
cherung für alle Beteiligten.

 Giuliana Giorgi 
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Und es begann ein großes Abenteuer
Eine Italienerin in Deutschland

A ufgefallen ist mir Giuliana 
Giorgi beim vorjährigen 

Sozialforum in Hitzacker. Sie re-
ferierte dort in ihrer klaren, sach-
lichen Art zum Thema „Solida-
rische Ökonomie“. Im typischen 
Akzent mit herrlich rollendem 
„R“ berichtete sie über die reichen 
Erfahrungen der Genossen-
schaftsbewegung in ihrem Hei-
matland. Geboren ist die vereidi-
gte Dolmetscherin in Mailand. 
Heute eine schrecklich laute, zu 
betonierte Stadt, ein Moloch, in 
dem kein Kind leben sollte. Giuli-
ana erlebte eine glückliche Kind-
heit, vor allem weil sie, ihr Bruder, 
Cousins und Cousinen oft die 
Möglichkeit hatten, aufs Land und 
in die Berge zu fahren. Dort konn-
ten sie als „Bande“ miteinander 
herumtollen. Noch heute zehrt sie 
von der Freiheit dieser Tage.

Die jünger wirkende 59-jäh-
rige hat gerade ein inspirierendes 
Wochenende auf der attac-Som-
merakademie verlebt. Heute ist 
sie von Berlin nach Halle gekom-
men, damit wir unser Gespräch 
führen können. Ihre neue Frei-
heit. Nach fast 30 Jahren Selbstän-
digkeit im Broterwerbsberuf lei-
stet sie es sich jetzt, nur noch die 
Dinge zu tun, die sie wirklich in-
teressieren. An diesem Sommer-
nachmittag sitzen wir in einem 

der netten Straßencafes von Halles 
kleiner Kneipenmeile, beobachten 
vergnügt ein freches Spätzchen 
am Nachbartisch, genießen Spei-
sen und Wein und das Plaudern. 

Giulianas Eltern waren beide 
diplomierte Chemiker.  Aber die 
Mutter hatte nur kurz im Beruf 
gearbeitet. Dann „opferte“ sie ihr 
Leben der Familie. Offensichtlich 
unzufrieden pflegte sie den „Fim-
mel“ der Italiener und machte ei-
nen „Riesenwirbel“ um das Ko-
chen. Sie verbrachte unheimlich 
viel Zeit damit. Für ihre Tochter 
stand deshalb schon im Teenager-
alter fest: Ich will herausfinden, 
wie man sich gut ernährt ohne so 
lange in der Küche zu stehen. Den 
Vater bezeichnet sie als „Polter-
geist“. „Er hat getobt und uns ty-
rannisiert aus Gründen, die wir 
nicht verstanden.“ Wohl wegen 
dieser Kindheitserfahrung hatte 
sie als junge Frau viele Jahre 
Angst vor jenen Männern, die sie 
eigentlich interessant fand. Der 
zweieinhalb Jahre ältere Bruder 
Cesare, „der kaum erwarten 
konnte, dass seine kleine Schwe-
ster aus dem Bettchen steigt, um 
mit ihm zu spielen“, war es, der 
die Kleine vor den Wutausbrü-
chen des Vaters geschützt und ge-
rettet hat. Sie fühlte sich immer 
privilegiert unter den Mädchen, 

denn sie durfte an allem teilhaben, 
was der Bruder unternahm. Die 
Eltern hatten ein altsprachliches 
Gymnasium ausgewählt. Das war 
für die durchaus talentierte Vier-
zehnjährige einfach schrecklich. 
Denn dort wurde selektiert, um 
die Zahl der Schüler, die  Zugang 
zum Hochschulstudium  er-
langten, so weit wie möglich zu 
reduzieren. Das sensible Mäd-
chen litt unter dem harten Kon-
kurrenzdruck, stand aber alles bis 
zum Abitur durch. Als ihre psy-
chologische Rettung bezeichnet 
sie eine progressive Schüler- und 
Studentenorganisation der Ka-
tholischen Kirche. Orientiert an 
der Theologie der Befreiung or-
ganisierte die Initiative Camps im 
rückständigen Süditalien und 
Projekte in Brasilien. „Es war 
fantastisch.“ schwärmt Giuliana 
sichtlich gerührt bei der Erinne-
rung an die wunderbaren Ausflü-
ge, die Sommerlager, das sich 
Austauschen, Diskutieren und 
auch Singen.

Damals verlor sie die Scheu 
vor der Politik und erkannte per-
sönliches Engagement als Bürger-
pflicht. Bei der Wahl des Studi-
ums wollte sie einfach nicht den 
Erwartungen der Eltern entspre-
chen. Medizin kam nicht in Fra-
ge. Deshalb nutzte sie einen Au 

Pair  Aufenthalt in England um 
zu rebellieren, indem sie länger 
dort blieb. Bald schon wurde ihr 
klar, das Sprachen sie sehr interes-
sierten, aber die Philologie ihr 
nicht lag. Zurück in Mailand kon-
zentrierte sie sich auf das Studium 
der Politikwissenschaften und 
wählte Deutsch als 2. Fremdspra-
che. Sie wollte was Schwieriges 
haben. Ihre Jugendorganisation 
hatte sich im Gefolge der 68er 
Studentenbewegung in Luft auf-
gelöst. Jetzt waren viele verschie-
dene Grüppchen unterwegs, die 
sich gegenseitig bekriegten. An 
der chaotischen staatlichen Uni-
versität mischten sich die Studie-
renden ein. Es gab Kurse von Stu-
denten für Studenten und Arbei-
ter. Sie fanden abends statt, häufig 
illegal, da die Räume eigentlich 
schon geschlossen sein mussten. 
Man beschäftigte sich mit der 
Frage: Warum gibt es immer wie-
der Krisen? Giuliana hat in dieser 
Zeit „Das Kapital“ komplett ge-
lesen und auch darüber referiert. 
Außerdem beschäftigte sie sich 
bereits damals mit einer in un-
serer heutigen Konsumwirtschaft 
hoch aktuellen Problematik: dem 
„eingebauten Verschleiß“, dem 
bewussten Einbau von Sollbruch-
stellen in technischen Geräten, 
um den Umsatz - und die Müll-
berge - zu erhöhen.

Es waren die äußerst inten-
siven und produktiven 1970er 
Jahre, da Studenten und viele 
Bürger den Eindruck hatten,  die 
Welt mit ihren Ideen verändern 
zu können.  Immer mehr junge 
Leute fingen an zu kombinieren 
und Zusammenhänge zu erken-
nen. Das durfte nicht sein.  Auf 
einmal tauchten radikale Grup-
pen auf, die anfingen, terrori-
stische Attentate in mehreren ita-
lienischen Städten zu verüben.

Eines Abends im Jahr 1969 
stieg Giuliana wie immer in die 
Straßenbahn, die sie nach Hause 
brachte. Einige Minuten später 
hörte sie eine schwere Detonati-
on. Viele Menschen starben bei 
dem Attentat in der Piazza Fon-
tana, das einer linken Gruppie-
rung angelastet wurde. Ein Vor-
wand für deren Verfolgung, wie 
sich viele Jahre später herausstell-
te. Drahtzieher des Anschlags 
waren die Geheimdienste - das ist 
heute erwiesen.

Giuliana zog es schließlich zu 
einer der Organisationen, die für 
die Neuordnung der Weltwirt-
schaft stritten. „Von denen hab 
ich mich vereinnahmen lassen“ so 
sieht sie es rückblickend. Es sollte 
eine europäische Zentrale aufge-
baut werden. Auch eine Zeitung 

wurde herausgebracht. Die Re-
daktion befand sich in Wiesba-
den. Dorthin wurde die junge Ita-
lienerin geschickt. Sie wohnte bei 
deutschen Mitgliedern, übersetzte 
Artikel und erhielt 7 Mark für das 
tägliche Leben.

I rgendwann fand sie einen Job 
in einem Ingenieursbüro. Sie 

war stolz auf ihr erstes selbst ver-
dientes Geld. Der neue Reichtum 
verhalf ihr zu Mut und Kraft. Sie 
bezog eine eigene Wohnung und 
„schlug die Tür zu“. Von nun an 
wollte sie über sich selbst bestim-
men. Und es begann ein großes 
Abenteuer. Sie arbeitete an der 
Vervollkommnung ihrer Sprach-
kenntnisse und bestand die staat-
liche Dolmetscherprüfung für 
Italienisch und Deutsch. Mit 32 
bekam sie „Torschlusspanik“ und 
meinte, einen Mann haben zu 
müssen. Sie geriet an den falschen. 
„Das war eine harte Lehre, aber 
eine gute. Erfahrungen sind unse-
re Lehrmeister“ sagt sie und be-
richtet, wie eine Freundin der 
Mutter ihr in Mailand, wohin sie 
sich geflüchtet hatte, half verloren 
gegangenes  Selbstvertrauen auf-
zubauen. Eigentlich wollte die 
junge Frau in Deutschland leben. 
Sie empfand den Konkurrenz-
kampf in ihrem Heimatland als 
belastend. Deshalb ging sie zu-
rück nach Wiesbaden, ließ sich 
vor Gericht vereidigen und arbei-
tete fortan für deutsche Behörden 
bei der Bekämpfung der organi-
sierten Kriminalität. Als Selbstän-
dige verdiente sie gutes Geld. Sie 
verbrauchte jedoch immer wenig. 
Häufig fand sie gar keine Zeit, es 
auszugeben. Eigentlich war sie 
immer im Stress - ihr Lebenseli-
xier, wie sie zugibt. Einen Luxus 
leistete sie sich allerdings. Sie 
kaufte sich 1993 ein Pferd. Reiten 
ist ein „ästhetisches Erlebnis“ und 
das Tier war ein „überdimensio-
nales Kind“. Als sie es vor einigen 
Jahren verkaufen musste, riss das 
eine Lücke. Diese füllt sie nun mit 
Musik. Sie lernt Klavierspielen.

Im Laufe der Zeit erhielt die 
Sprachmittlerin wegen der wach-
senden Konkurrenz weniger Auf-
träge. Die frei werdende Zeit 
nutzte sie nun für ihre persön-
liche Weiterbildung. Sie beschäf-
tigte sich mit Psychologie und 
konnte „den Knoten in der eige-
nen Seele“ lösen, lernte Web-De-
sign und fragte sich: Was will ich 
wirklich, wirklich tun? Ihre Ant-
wort war: Politik machen. Und 
so besuchte sie verschiedene Ver-
anstaltungen, wo sich Menschen 
mit alternativen Ideen treffen. Vor 
fünf Jahren gelangte sie erstmals 

auf die Sommerakademie von at-
tac. Sie war beeindruckt. Als Mit-
glied des Arbeitskreises Solida-
rische Ökonomie referiert sie 
mittlerweile selbst wie kürzlich in 
Hamburg. Ihr ist es wichtig, Ver-
bindungen zu anderen Netzwer-
ken zu knüpfen. Auf Anregung 
der „Akademie auf Zeit Solida-
rische Ökonomie“, einem Zu-
sammenschluss von politisch ak-
tiven Christen und anderen vor-
wiegend aus dem Osten, begab 
sie sich 2009 auf eine Reise in ihre 
Heimat. Sie besuchte Genossen-
schaftsbetriebe und sprach mit 
Beschäftigten, die ihre eigenen 
Firmen verwalten und davon gut 
leben können. In der Region 
Emilia Romagna  existiert z.B. ein 
hoher Prozentsatz der Arbeits-
plätze dank solcher Zusammen-
schlüsse. Sie traf Gewerkschafter-
innen, unter ihnen auch Funktio-
näre, welche die Selbstorganisati-
on der Werktätigen begrüßen und 
fördern. Anders als hier in 
Deutschland, wo Gewerkschaften 
der Idee „Betriebe in Beleg-
schaftshand“ ablehnend gegen-
über stehen. Das Selbstausbeu-
tungsargument muss herhalten, 
um entsprechende Initiativen im 
Keim zu ersticken. „Es ist not-
wendig mit den Gewerkschaften 
zu reden. Ohne sie geht gar 
nichts.“ argumentiert Giuliana. 
Sie sieht es als ihre Aufgabe, sol-
che Rund-Tisch-Gespräche zu 
organisieren.

Kürzlich hat sich die in einer 
Metropole Aufgewachsene einen 
Traum erfüllt. Sie ist mit Kater 
Mercur aus der „Diktatur der 
Provinz“ nach Berlin gezogen. 
„Das ist eine dynamische Stadt, 
die ich mir noch leisten kann. Ei-
ne Stadt der Alternativen, kreativ 
und offen für alles Mögliche“. 
Giuliana freut sich auf das poli-
tische und kulturelle Leben, an 
dem sie teilhaben wird. „Ich 
empfinde das Leben als span-
nendes Abenteuer, wenn man es 
schafft, sich von vorgegebenen 
Schemen zu befreien.“ Natürlich 
bleibt da noch mehr Stoff zum 
Träumen. Nämlich, dass sich un-
sere „Halbinseln gegen den 
Strom“, so wie sie die Ökonomin 
Friederike Habermann bezeich-
net, vernetzen und eine alternati-
ve Plattform bilden. Eine, wo 
man hingehen kann, wo nicht so 
viel Dummpulver geblasen und 
frische Luft verbraucht wird. Ei-
ne, die daran arbeitet, dass dieses 
monströse kapitalistische System 
elegant diesen Planeten verlassen 
kann.

 Solveig Feldmeier 

Kooperation als Krisenlösung – das Marcora-Gesetz

© Privatarchiv
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A navan versammelt Einzel-
personen, Gruppen und 

Netzwerke, um gemeinsam ge-
sellschaftliche und ökonomische 
Wege aus der Sackgasse Kapita-
lismus zu begehen. 

Anavan?
Das Bedürfnis nach Veränderung 
gesellschaftlich bedingter Zusam-
menhänge ist groß.

Ob global, regional oder lo-
kal, ob bei der gut dotierten Ar-
beit, in Verein und Familie oder 
ohne Arbeit allein zu Haus - 
Viele Menschen fühlen Unwohl-
sein, eine unbestimmte Bela-
stung, die auf ihren Schultern 
liegt.

Bei der Suche nach Formen, 
jenes Bedürfnis zu stillen, stieß 
ich auf die Einladung zum Som-
mertreffen von Anavan. Die kur-
ze Vorstellung im Internet 
machte mich neugierig auf die 
Menschen, die im nordhessischen 
Herleshausen zusammenkom-
men wollen. 

Vor etwa eineinhalb Jahren 
eröffnete eine Handvoll Aktivi-
stInnen den Prozess Anavan. Sie 
sind zu finden in Herleshausen 
und Tübingen, in Freiburg, auch 
in Frankreich und Rumänien. 
Aufgrund langjähriger Erfah-
rungen in Gemeinschaften mit 
gemeinsamer Ökonomie entstand 
der Wunsch diese Form des Wirt-
schaftens weiter zu entwickeln, 
offener und selbstbestimmter zu 
gestalten, auch ohne gemeinsam 
an einem Ort zu leben.

In der ersten Augustwoche 
2010 fand das  Sommertreffen für 
Anavan-Interessierte in Herles-
hausen und im thüringischen 
Waltershausen bei der Kommune 
KOWA statt. Dort beginnt Ana-
van – erfreulich offen – mit der 

stets neu aufzulegenden Diskus-
sion über ihr Selbstverständnis. 
Kommuneleben, Protestbewe-
gung, Bildung, schon Rentnerin 
oder in der Ausbildung – Vielfalt 
wird schnell zum tragenden Be-
griff. 

Spürbar ist Anavan eine 
emanzipative Bewegung von un-
ten: Selbstbestimmung, Sinnsuche 
und Solidarität gehören zu den 
Charakteristika. In den Diskussi-
onen  kristallisieren sich als Visi-
on  die eng verknüpften Merk-
male einer angestrebten Gesell-
schaft heraus:  generationsüber-
greifende soziale und ökologische 
Zukunftsfähigkeit und Vielfalt 
solidarischen Wirtschaftens, de-
ren Basis eine allgemeine soziale 
Grundabsicherung ist.

Die Atmosphäre führt zur 
Befruchtung vielfältiger Ideen. 
Es werden Kontakte für  die Um-
setzung erster Schritte für einzel-
ne Vorhaben geknüpft. Alles wird 
möglich durch Beitragen, Beteili-
gen, Spenden. 

Und Anavan will mehr: Es 
geht um die Praxis. Seit März 
2010 gibt es den Verein zur För-
derung solidarischer Lebensge-
staltung  (SoLe e.V.). Im August 
wurde der Grundstein für eine 
lokale Tauschbörse „WerraNetz-
Netz“ gelegt. In Herleshausen 
ist man dabei, einen alten Guts-
hof ökologisch und mit re-
cycelten Baumaterialien gemein-
sam für Projektzwecke um zu 
bauen.  

Im Herbst wird eine Genos-
senschaft für den Vertrieb von 
Produkten aus solidarischer 
Ökonomie gegründet. Ebenso 
steht im November ein Wochen-
endseminar zur sozialen Grund-
absicherung an. 

Sie scheinen erst einmal ge-
ring diese Schritte und doch sind 
sie groß und bedeutsam für dieses 
noch kleine Gruppentreffen, des-
sen TeilnehmerInnen – wie auch 
ich – oft zum ersten Mal dem Ruf 
von Anavan folgten. 

Gewollt scheint die aku-
stische Ähnlichkeit zum franzö-
sichen „en avant“, das mit ‚vor-
wärts‘ übersetzt werden kann 
oder auch mit ‚Los geht‘s‘, wie 
ein Teilnehmer in Anlehnung an 
die traditionellen Treffen zum 
Start von Kommunegemein-
schaften meinte. 

Anavan ist Teil der inzwi-
schen breiten Suche, wie eine an-
dere Welt möglich ist und möchte 
bestehende Ansätze durch Ver-
binden stärken, statt in Konkur-
renz zu ihnen zu treten. Die Be-
wegung erweist sich als Instru-
ment gegen das Unwohlsein in 
dieser Gesellschaft. Es gibt nicht 
die fertige Konzeption für eine 
Alternative. Es gibt Menschen, 
die sich gegenseitig helfen wol-
len, beim Austausch der Gedan-
ken und Träume, beim Arbeiten 
und Wirtschaften oder einfach 
mit dem Zusammensein. Beitra-
gen und beteiligen - mit Zeit, mit 
Fähigkeiten, mit Ressourcen, mit 
Plänen – ob nur kurz oder auf 
Dauer, bei Anavan ist Vielfältiges 
möglich. 

Vielleicht haben Sie auch 
Lust auf Anavan und kommen 
zum nächsten Winter- oder Som-
mertreffen. Für meine Sommer-
planung ist es jedenfalls vorge-
merkt. Anavan!

 Hans-Ullrich Frömmer 
 
anavan@gmx.net
http:// anavan.wordpress.com

D ie Kürzungs-
pläne der Bun-

desregierung haben ihre 
widersprüchliche Eigenlogik.

Soviel sei vorangestellt: Sel-
ten hat sich in der deutschen Fi-
nanzpolitik eine Schieflage 
dreister exponiert als die jüngste. 
Das derzeit vieldiskutierte Spar-
paket der Bundesregierung be-
dient sich in Bezug auf Notwen-
digkeit und Ausgewogenheit ver-
schiedener Begründungsstrate-
gien, welche die interessierte Öf-
fentlichkeit nur ratlos zurücklas-
sen. Dass die sparsame und vor 
allen Dingen sinnvolle Verwen-
dung von Steuermitteln eine kon-
tinuierliche Überprüfung ver-
dient, versteht sich von selbst. 
Dennoch drängen sich Fragen 
auf, nach dem Sinn dessen, was 
man uns hier als „hart aber fair“ 
zu verkaufen versucht.

Zunächst steht da die ver-
blüffende Feststellung im Raum, 
dass die korrigierten Wachstums-
prognosen zwar Mehreinnahmen 
in Milliardenhöhe voraussagen, 
sich aber an Umfang und Auftei-
lung der Sparabsichten nichts än-
dern wird. Ist dies als Hinweis 
darauf zu werten, dass uns, dem 
geneigten Wahlvolk, das eigent-
lich beabsichtigte Sparvolumen 
nur nicht preisgegeben werden 
soll? Dabei sind wir in Bezug auf 
sozialpolitische Tiefschläge ein 
besonders geduldiges und ver-
ständnisvolles Volk. (Denken wir 
vergleichsweise nur mal an die 
heftigen Proteste unserer franzö-
sischen Nachbarn, die nach dem 
Bekanntwerden der Pläne einer 
Anhebung des Rentenalters auf 
62 Jahre losgebrochen sind. Dort 
hätte ein Sparpaket dieses Zu-
schnitts wohl sicherlich eine an-
dere Resonanz gefunden.) Die 
zuerst befürchteten Steuerausfäl-
le von etwa 12 Milliarden für das 
Jahr 2010 müssen jedenfalls nach 
aktuellen Steuerschätzungen of-
fenbar als Begründung ausfallen.

Aber schaut man sich die 
Sparposten einmal genauer an, 
wird schnell deutlich, warum sich 
alle so aufregen. Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst, HartzIV-
Empfänger, Familien, Flugrei-
sende, Energiekonzerne und die 
Bundeswehr finden sich im Fa-
denkreuz der Sparvorhaben. Die 
Lasten der Einsparungen sollen 
– so die Verlautbarungen – ausge-

wogen aufgeteilt werden. Da ist 
es an sich schon höchst verwun-
derlich, dass die gleiche Belastung 
von starken und schwachen 
Schultern zum Inbegriff der Aus-
gewogenheit verkehrt wird. 
Schließlich wird HartzIV-Emp-
fängern lediglich ein gesetzliches 
Existenzminimum zuerkannt. 
Woher soll da Einsparungspo-
tenzial kommen, ohne dass es ih-
nen an die nackte Existenz geht? 
Hierbei schimmert eine Arro-
ganz des politischen Entschei-
dungssystems durch, die Kosten 
den Bevölkerungsschichten auf-
zubürden, von denen der gering-
ste Widerstand zu erwarten ist.

Auch bei den 15.000 Stellen 
im öffentlichen Bundesdienst 
bleibt unklar, wie dieser Vorschlag 
zu verstehen ist: Werden diese nun 
plötzlich nicht mehr gebraucht? 
Wohl kaum. So bleibt nicht aus-
zuschließen, dass viele dieser ehe-
mals oder potenziell im Bund Be-
schäftigten fortan ihren früheren 
Kollegen die zusätzliche Arbeit 
überlassen und zudem auf soziale 
Transferleistungen angewiesen 
sein werden. (Mit Verlaub, aber 
diese Art Stelleneinsparung ist in 
etwa so produktiv wie die Beteue-
rung des Verfassers, die Redaktion 
hätte ihm für diesen Artikel 6000 
Zeichen eingeräumt, es sei ihm 
aber nach zähem Ringen mit sich 
selbst gelungen, satte 214 Zeichen 
an Aufmerksamkeit des Lesers 
einzusparen.)

Andererseits erinnert die 
Brennelementesteuer für die En-
ergiewirtschaft, die allseits als 
Beleg für die Ausgewogenheit 
des Sparpakets ventiliert wird, 
eher an einen Ablasshandel mit 
immensen Umweltfolgekosten. 
Pläne einer Bankenabgabe, dem 
einzigen Indiz, die Verursacher 
der Finanzkrise haftbar zu ma-
chen, bleiben hingegen vage und 
unverbindlich. 

Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung äußerte 
unlängst die Warnung, die Un-
gleichheit in Deutschland werde 
durch die Sparmaßnahmen noch 
verschärft. Warum das schlimm 
wäre? Nun, weil, je ungleicher 
die Ausgangsbedingungen po-
tenzieller Vertragspartner auf 
einem Wettbewerbsmarkt, umso 
unfairer sind die Verträge, die 
aufgrund der ungleich verteilten 
Verhandlungsmacht zustande 

kommen. Außerdem, das ist 
volkswirtschaftlich bekannt, 
kommen die Mehreinnahmen 
unterer Einkommensschichten 
der Binnennachfrage weit stärker 
zugute als die der höheren. In-
nerhalb des gesellschaftlichen 
Gefüges wird mit dem Sparpaket 
jedoch dem Verschwinden der 
Mittelschicht weiter Vorschub 
geleistet.

Aber die heute geführte ge-
sellschaftliche Debatte über die 
Kosteneinsparungen im Bundes-
haushalt zieht auch die ab-
straktere Frage nach sich, wie die 
erwirtschafteten Gewinne und 
die entstehenden Kosten verteilt 
werden sollten. Der amerika-
nische Moralphilosoph John 
Rawls hat dazu einen bemerkens-
werten Gedankenanstoß gelie-
fert: So wie eine Kette, die nur so 
stark sei wie ihr schwächstes 
Glied, wäre eine Gesellschaft nur 
so gerecht wie die Position des 
am Schlechtestgestellten. Eine 
Umverteilungsregel, die diesem 
Maßstab folgt, würde versuchen 
die Sozialbudgets zu maximieren, 
ohne die Anreize für die Wert-
schöpfung zu sehr zu untergra-
ben. 

Ein Kompromiss könnte lau-
ten: Jeder gibt die Hälfte seines 
Einkommens in einen Topf, der 
unter allen gleichmäßig aufgeteilt 
wird – eine Art relatives Grund-
einkommen also, das sich am 
Durchschnittseinkommen be-
misst und jedem die Hälfte dieses 
Betrages garantiert. Auf diese 
Weise könnte der Egoismus des 
Einzelnen an das Gemeinwohl 
rückgekoppelt werden, ohne au-
ßer Acht zu lassen, dass die Mit-
tel zur Umverteilung auch be-
grenzt sind. Was hier nach ferner 
Umverteilungsutopie klingt, 
kann jedoch auch schon auf Ei-
geninitiative im Kleinen begon-
nen werden. So war es z.B. unter 
protestantischen Geistlichen der 
Rheinischen Landeskirche eine 
Zeit lang Praxis, die für ihre Brü-
der in einen Fond für soziale 
Härtefälle einzahlten. Letztlich 
müssen wir Sparpakete und Sozi-
alkürzungen nur in dem Maße 
hinnehmen, in dem wir uns wei-
gern, das Sozialsystem in die ei-
genen Hände zu nehmen. Ma-
chen Sie mit?

 Frank Tillmann 

Heute schon losgegangen?
Bewegung für solidarische Gesellschaftsgestaltung Die Entdeckung der ... 

 Umverteilung
Sparoganz der Macht

© Umbruch, Bildarchiv

D ie Macht der „Finanzin-
dustrie“ ist ungebrochen. 

Barack Obama mühte sich mit 
einem Gesetz zur Bankenregulie-
rung, konnte aber nicht einmal 
erreichen, was bis in die 1990er 
Jahre galt: die Trennung von In-
vestment- und Kreditgeschäft. 
Diese wurde mit dem Glass-Stea-
gall-Act aus dem Jahre 1933 ein-
geführt und erst 1999 abgeschafft. 
Das Trennungsgebot, heute als 
Vocker-Rule bekannt, wurde im 
Zuge der Gesetzgebung zur Re-
gulierung des US-Finanzmärkte 
verwässert und enthält nun weite 
Ausnahmen und unklare Abgren-
zungen. Die Europäische Union 
plagt sich mit der Etablierung ei-

ner europäischen Finanzmarkt-
aufsicht, die ebenso wie die vorge-
schlagene Richtlinie zur Regulie-
rung von alternativen Investment-
fonds wie Hedge- oder Private 
Equity Fonds ein zahnloser Tiger 
bleiben wird. Die Bundesregie-
rung hat es innerhalb von zwei 
Jahren fertig gebracht, ein „Ge-
setz zur Vorbeugung gegen miss-
bräuchliche Wertpapier- und De-
rivategeschäfte“, mit dem Leer-
verkäufe verboten werden sollen, 
auf den Weg zu bringen – sonst 
bleibt es bei großspurigen Ankün-
digungen und wichtigtuerischem 
Trommeln für Vorschläge zur Re-
gulierung der Finanzmärkte, wie 
Bankenabgabe oder Transaktions-

steuer, die dann wieder in der Ver-
senkung verschwinden. 

Das internationale Versagen 
der Politik deutet einerseits auf 
die realen Machtverhältnisse hin. 
Es gibt viele Interessenten an of-
fenen, liberalisierten Finanzmär-
kten, es gibt Interessenten, die 
sich mit der Spekulation eine gol-
dene Nase verdienen und es gibt 
Regierungen, wie die britische 
Regierung, die auf die Steuerein-
nahmen aus der „Finanzindu-
strie“ angewiesen sind und des-
halb eine Regulation der Finanz-
märkte nach Kräften blockieren. 
Die Entstehung des deutschen 
Gesetzes zur Bankenrettung 
(FMStG) hat dem staunenden 

Publikum ähnlich wie die Ver-
handlungen um Basel III, d.h. um 
die Reform der internationalen 
Vereinbarung zu den Eigenkapi-
talvorschriften der Banken, vor 
Augen geführt, dass die Politik 
auch intellektuell abgedankt hat. 
Die staatlichen Organe scheinen 
nicht mehr ausreichende Kompe-
tenzen zu besitzen, um die Vor-
schriften zur Regulierung der Fi-
nanzmärkte zu verfassen. Die 
Gesetzgebung wird direkt spezi-
alisierten Großkanzleien oder 
den Rechtsabteilungen der Ban-
ken überlassen. Die Finanzindu-
strie formuliert ihre eigenen Re-
geln, weil die Politik dazu nicht 
mehr in der Lage ist. 

Das kann nicht funktionie-
ren, es wird die destruktiven 
Kräfte global liberalisierter Fi-
nanzmärkte nicht ausschalten. 
Das intellektuelle Versagen der 
Politik ist aber letztlich darauf 
zurück zu führen, dass das Dog-
ma der entfesselten Märkte, des 
Nutzens global deregulierter Fi-
nanzmärkte nicht wirklich fallen 
gelassen wurde. Das heißt, die 
diskutierten Regelungen bewe-
gen sich im Bereich der Feinme-
chanik, wo eine Schneidbrenner 
notwendig wäre. Oder wenig 
bildlich gesprochen: die Logik 
entfesselter Finanzmärkte, die 
meint Wohlstand durch Spekula-
tion, d.h. durch Wetten erzeugen 

zu können, wird nicht angetastet. 
Das wäre aber notwenig, um die 
nächste Blase und den nächsten 
Akt der Krise zu verhindern. Die 
Finanzindustrie muss sich demo-
kratisch formulierten Zielvorga-
ben unterwerfen, Mittel eines 
Wirtschaftens sein, das Wohl-
stand für alle erzeugt und nicht 
der Zweck der Ökonomie. Bis 
dahin scheint es ein weiter Weg 
zu sein. 

 Andreas Fisahn 

Andreas Fisahn: Die Demokratie 
entfesseln, nicht die Märkte 
Neue Kleine Bibliothek 148, Papy-
Rossa Verlag, 263 Seiten, 16,90 €.

Für eine demokratische Kontrolle der Banken
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neuland Meldungen
Solidarische Ökonomie
people before profits

Die nächste Ausgabe erscheint 
am 28.05.2010.

So lange Menschenrechte nicht 
überall und unterschiedslos für 

alle Menschen durchgesetzt sind, 
kann ich mit dieser Welt nicht einver-
standen sein. Die materielle Basis der 
Verstöße gegen Menschenrechte sehe 
ich in der kapitalistischen, profitori-
entierten Ökonomie begründet. 
Heute ist es vor allem der Kapitalis-
mus, der die Verwirklichung der 
Menschenrechte verhindert und Le-
bensgrundlagen zerstört, aber auch in 
nicht-kapitalistischen Gesellschaften 
gab und gibt es Macht und Gewalt. 
Die materielle Basis der Herrschaft 
von Menschen über andere Men-
schen ist die von Ausbeutungsver-
hältnissen dominierte Ökonomie. 
Daher setze ich auf praktische öko-
nomische Alternativen als Vorausset-
zung einer emanzipatorischen, soli-
darischen Gesellschaft.

Der Begriff „Solidarische Öko-
nomie“ wurde in den 1970er Jahren 
in Chile von Luis Razeto Migliaro 
geprägt. Er beschrieb damit ökono-
mische Überlebensstrategien von 
Marginalisierten, die mit herkömm-
lichen betriebswirtschaftlichen Be-
trachtungsweisen nicht zu fassen wa-
ren. Heute existieren weltweit unter-
schiedlichste Keimformen eines an-
deren Wirtschaftens, die zum einen 
das Leben der an ihnen Beteiligten 
konkret verbessern und zum anderen 
als Vorgriff auf eine solidarische Ge-
sellschaft wichtige Erfahrungsräume 
darstellen. Solidarische Ökonomien 
werden oft in kleinen, dissidenten 

Einheiten erprobt, diese andere Wirt-
schaftsweise umfasst jedoch letztlich 
weit mehr als nur kleine, feine Alter-
nativprojekte. Wer ernsthaft die Ge-
sellschaft von ihrer ökonomischen 
Basis her verändern möchte, muss die 
kuschelige Gartenzwergperspektive 
verlassen und sich zum Beispiel auch 
mit Alternativen in großen Unter-
nehmensstrukturen oder transnatio-
nalen Handelsabkommen befassen.

Bei aller Unterschiedlichkeit las-
sen sich anhand der Praxis und den 
Selbstdefinitionen ihrer Akteure As-
pekte beschreiben, die diese Vorha-
ben Solidarischer Ökonomien von 
kapitalistischen Unternehmungen 
und deren Unterstützungsstrukturen 
unterscheiden. In erster Linie geht es 
darum, konkrete menschliche Be-
dürfnisse zu befriedigen. Eine lebens-
dienliche Produktion orientiert sich 
am Nutzen der wirtschaftlichen Tä-
tigkeit und steht damit in grundsätz-
lichem Widerspruch zur Gewinner-
zielungsabsicht als Antriebsfeder ka-
pitalistischen Wirtschaftens. In Soli-
darischen Ökonomien steht nicht das 
tote Kapital, sondern die lebendige 
menschliche Arbeit im Mittelpunkt 
der wirtschaftlichen Betätigung. 
Dementsprechend erfolgt die Zusam-
menarbeit auf freiwilliger Basis und 
die unternehmerischen Strukturen 
sind mehr oder weniger demokra-
tisch ausgestaltet. Häufig handelt es 
sich um lokale Unternehmungen, die 
soziale und ökologische Aspekte ein-
beziehen. Im Idealfall sind sie einge-

bunden in emanzipatorische und glo-
bale Denkweisen (think global, act 
local) und beziehen die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen anderer Men-
schen in ihre wirtschaftlichen Ent-
scheidungen mit ein.

Angesichts der ökonomischen, 
ökologischen und ethischen Legitima-
tionskrise kapitalistischer Ökonomien 
scheint die Offenheit für alternative 
Formen des Wirtschaftens zuzuneh-
men. Insbesondere in Lateinamerika 
wird die Rolle des Staates in vielen 
Ländern neu definiert, das Genossen-
schaftswesen erlebt dort, aber zuneh-
mend auch hierzulande eine Renais-
sance. Der Slogan „gut Leben statt 
viel Haben“ aus den Nachhaltigkeits-
debatten der 1990er Jahre lebt wieder 
auf. Dass das „Gute Leben“ (in man-
chen Ländern Lateinamerikas „Sumak 
Kawsay“) etwas substantiell anderes 
ist als materieller Reichtum, zeigt zum 
Beispiel in Frankreich die Bewegung 
der Decroissance, die sich ausdrück-
lich gegen das Wirtschaftswachstum 
mit seinen destruktiven Folgen wen-
det. Weltweit entstehende Transition 
Town-Initiativen organisieren lokale 
Schritte zur Energiewende und aktu-
elle Diskussionen um Care-Ökono-
mie und Gemeingüter verdeutlichen, 
dass Wirtschaft auch dem Menschen 
dienen kann statt dem Profit. 

In diesem Sinne verstandene Soli-
darische Ökonomien sind weit mehr 
als wirtschaftliche Selbsthilfe Margi-
nalisierter, sie können als Bausteine 
eines alternativen Gesellschaftsent-
wurfs angesehen werden. Diese An-
sätze, die konkreten Lebensbedin-
gungen hier und jetzt zu verbessern, 
beziehen ihre Stärke daraus, dass 
Menschen nicht in der ihnen zuge-
dachten Rolle als Opfer gewalttätiger 
Verhältnisse verharren, sondern mit 
ihrer Praxis dagegen aufbegehren und 
eigene materielle Realitäten schaffen.

 Elisabeth Voß

Elisabeth Voß: Wegweiser  
Solidarische Ökonomie  
¡Anders Wirtschaften ist möglich!, 
SPAK Bücher, Neu-Ulm, 2010, 93 
Seiten, 9,00 € www.solioeko.de/voss

Bei der resümierenden Abschluss-
runde zeigen sich alle Teilneh-

mer inspiriert, motiviert und – glück-
lich. Wir erdachten zwei Tage lang 
ein Stück einer besseren Welt und 
lebten diese zugleich: eingebettet in 
der Natur und in fürsorglicher Um-
gebung, mit variablen Essens- und 
Pausenzeiten und freundlicher Kom-
munikation, entstand eine warme 
Gemeinschaftsatmosphäre. Eine idea-
le Basis für unser Anliegen, eine Aka-
demie des Glücks zu erschaffen. 
Vierzehn Gäste aus den Bereichen 
Philosophie, Journalismus, Theolo-
gie, Naturwissenschaft, Universität, 
Kunst und Design hießen wir dazu 
bei uns im LebensGut Pommritz zu 
einer Ideenrunde willkommen. 

Die meisten Menschen spüren, 
dass unsere Entwicklung vor einem 
(notwendigen) Bewusstseinswandel 
steht. Unsere bisherigen patriarcha-
len, macht- und angstmotivierten 
Organisationsstrukturen entkop-
pelten uns von unseren naturgege-
benen Zusammenhängen, von un-
serem Verbundenheitsgefühl mit un-
seren Mitwesen und unserem tiefen 
Wissen. Erst durch diese geistige und 
emotionale Trennung wurden der 
Raubbau an der Natur und die Mas-
senvernichtung von Tieren und Men-
schen möglich. Jetzt, am oder über 
dem Rand einer ökologischen Kata-
strophe, verlangt es ein ganzheitliches 
Umdenken auf sämtlichen Ebenen. 
Jeder von uns muss sich entscheiden, 

ob er sich weiterhin von Angst und 
Macht motivieren lässt, oder sich 
entgegengesetzt der Liebe und dem 
Mitgefühl zuwendet, welche unsere 
Verbundenheiten wieder offenlegen.

Im Sinne dieses Bewusstseins-
wandels definieren und visionieren 
wir drei Stunden lang über Glück 
mit unterschiedlichsten Betrach-
tungsweisen. Nach dem Vorbild des 
Landes Bhutan hat sich bei uns, im 
sächsischen Pommritz bei Bautzen, 
eine Initiative gebildet, die das Glück 
zum zentralen Thema in der Ober-
lausitz entwickelt. Nicht zufällig 
sind gerade sehr zufriedene Men-
schen auf irgendeine Weise vom 
Schicksal getroffen worden. Das legt 
den Gedanken nahe, dass tiefes 
Glücksempfinden, Dankbarkeit und 
Zufriedenheit erst durch Leiderfah-
rung ermöglicht werden. Die Glücks-
erkenntnis aber entstammt nicht dem 
Leid, sondern dem Bewusstsein, 
welches durch das Leid erwacht ist. 
Laut einer amerikanischen Studie 
macht das Bewusstsein, die Erkennt-
nisfähigkeit des Menschen, 40% sei-
ner Fähigkeit aus, glücklich zu sein. 
Demnach hängt fast die Hälfte des 
Glücksgefühls eines Menschen da-
von ab, seine Fähigkeit zum Glück-
lichsein zu erkennen und sich danach 
zu entscheiden. „Achtsamkeit und 
die Fähigkeit, das Schöne wahrzu-
nehmen, machen glücklich“, sagt ein 
Teilnehmer, der Philosophiestudent 
Wilken Wehrt.  

An der Vermittlung dieses Be-
wusstseins setzt die Entwicklung der 
Glücksregion Oberlausitz an. Der 
Mitbegründer der Cheesefondue-
Initiative und Gastgeber dieses Tref-
fens, der Philosoph Dr.habil. Maik 
Hosang, hat den Workshop deshalb 
der Ideenfindung zu einer neuartigen 
Hochschulform gewidmet. Da in der 
Schule selten etwas über die großen 
Lebensfragen gelehrt worden ist, be-
ginnen junge suchende Menschen oft 
ein geisteswissenschaftliches Studium, 
wie etwa Philosophie. Doch in aller 
Regel sind diese Studiengänge intel-
lektualisiert, theoretisch und weit 
entfernt von lebensnaher, mitmensch-
licher Praxis. Durchschnittlich 80% 
beenden das Philosophiestudium 
nach den ersten zwei Semestern. So 
inspirierte Maik Hosangs Idee einer 
„humanen Akademie“, in Anlehnung 
an die philosophischen Akademien 
der Antike, zu diesem Symposium.

Im Brainstorming entsteht die 
Leitidee „Akademie des Glücks“, in 
der neben ganzheitlichem praxis-
nahem Wissen auch Disziplinen wie 
Intuition und Öffnung des Herzens 
vermittelt werden sollen. Denn 
Glück entsteht erst, wenn Freiheit 
und Liebe zusammen kommen.

Die reine Wissenschaft und die 
reine Mystik können in einer zu-
kunftsfähigen Welt nicht mehr ge-
trennt voneinander betrachtet wer-
den. Der brasilianische Franziskaner-
bruder Nelson Junges beschreibt 

schon in einem der vorangegangenen 
Treffen einen ökumenischen Geist 
ganzheitlicher Art: Theologie, Philo-
sophie und Wissenschaft suchen alle 
auf ihre Weise nach der Wahrheit. 
Aber sie verkünden ihre Erkennt-
nisse, als wären sie selbst die Quelle 
der Wahrheit und vergessen dabei, 
dass sie nur deren Flüsse sind. In die-
sen Disziplinen nach vereinbaren 
Komponenten zu suchen, ist jedoch 
nicht ausreichend, wenn nicht ein 
Überbewusstsein entsteht, welches 
den Zusammenhängen einen tieferen 
Sinn verleiht und über Religiöses hi-
naus geht.

Die Akademie des Glücks hilft 
ihren Schülern zu Selbsterkenntnis 
und ganzheitlichem Denken, inte-
griert in ihre Studienrichtung. Sie 
bietet ihnen international vergleich-
bare Abschlüsse wie Bachelor und 
Master, um trotz ihrer andersartigen 
Ausbildung in den gewohnten Ge-
sellschaftsstrukturen ihren Platz zu 
behaupten. „Glücksritter“ und „Erd-
mutter“ werden bei guter Laune als 
Titel vorgeschlagen, oder sogar das 
Zertifikat „angstfrei“ (nicht: angst-
los). Die Lehre muss den gewählten 
Ansprüchen gemäß ganz anders vor-
gehen, auf Selbstbestimmung und 
Selbststudium basieren, ohne auf 
Konkurrenz, Hierarchie und Karrie-
re zu setzen. Als möglichen Entwick-
lungsort hat bereits eine Universität 
im portugiesischen Porto Interesse 
bekundet. 

Am letzten Abend versammeln 
sich alle Teilnehmer bei Kerzenschein 
um das obligatorische Käsefondue. 
Das Gericht ist Namensgeber der 
Cheesefondue Initiative, weil der 
kreative Meinungsaustausch in dieser 
entspannten Atmosphäre viel frucht-
barer ist als in einem starren Konfe-
renzprogramm. Die Vorsitzenden der 
Initiative, Hartmut Frank (emeri-
tierter Professor der Universität 
Bayreuth) und Maik Hosang (Hoch-
schule Görlitz/Zittau), visionieren in 
ihrem Programm eine Integration 
und Verbindung der Gegensätzlich-
keiten unserer Wirklichkeit. Viel-
leicht treibt sie aber auch die Sehn-
sucht nach dem Land Arkadien. Die 
Initiative arrangiert seit 2005 die 
Workshops; der vorangegangene fand 
unter dem Thema Wissenschaft und 

Ethik im Januar 2010 in Südafrika 
statt, u.a. von dem Chemie-Nobel-
preisträger Richard Ernst begleitet. 

Nach diesem Wochenende füh-
len wir uns miteinander und mit un-
serer Gedankenfrucht eigentümlich 
wohl und auf dem richtigen Weg. Die 
intellektualisierte Diskussion vom 
Beginn ist zu einer herzlichen und 
freudvollen Gesprächsrunde gewach-
sen, aus unseren Gästen wurden 
Freunde. Gabriele Schönfelder resü-
miert: „Ich danke Euch, dass ich da-
bei sein durfte und danke mir, dass 
ich mich entschieden habe, dabei zu 
sein.“ 

Den Weg in ein erweitertes Be-
wusstsein sind wir wieder ein kleines 
Stück weiter gegangen.

 Andrea Rachui

Es ist soweit: mit der „Summer 
Factory“ 2010 wird nach dem 

unerwartet großen Zulauf in relativ 
kurzer Zeit eine Gelegenheit geschaf-
fen, die unmittelbare Beteiligung an 
der Wissensproduktion des Instituts 
Solidarische Moderne zu ermögli-
chen. Wir laden ganz herzlich ein, 
vom 24.-26.09.2010 in Frankfurt am 
Main mit dabei zu sein. 

Wie funktioniert die „Summer 
Factory“? 

Der Name ist Programm. Es soll 
etwas in einem gemeinsamen Pro-
duktionsprozess erabeitet werden: 
die Grundrisse eines Manifests sowie 
ein Buch mit dem Titel: „Bildung in 
der Demokratie“ – in Anlehnung an 
die berühmte SDS-Hochschuldenk-
schrift von 1961 und das darauf fol-
gende Buch „Hochschule in der De-
mokratie“ von Ute Gerhardt, Wolf-
gang Nitsch, Claus Offe und U.K. 
Preuß von 1965 (Neuwied/Berlin: 
Luchterhand Verlag). 

In 17 Workshops, die alle nach 
dem gleichen Prinzip verfahren und 
das Bildungsspektrum abzudecken 
suchen, sollen die einzelnen Bestand-
teile erarbeitet werden, die sowohl im 
Buch dokumentiert werden als auch 
am Abend des zweiten Tages in die 
Manifest-Gruppe eingebracht wer-
den. Die Manifest-Gruppe besteht 
aus Delegierten aus den jeweiligen 
Workshops sowie aus einem Modera-
tions-Team und erarbeitet erste 
Grundrisse für das Manifest. 

Jeder Workshop wird von einer/
einem OrganisatorIn geleitet, der/
die den Workshop geplant und drei 
ExpertInnen nach dem Cross-Over-
Prinzip eingeladen hat (d.h., dass sie 
aus möglichst unterschiedlichen Be-
reichen kommen). Dabei haben wir 
versucht, ein breites Spektrum von 
Themen und Personen zu berück-
sichtigen. Unter ExpertInnen verste-
hen wir WissensproduzentInnen in 
einem weiten Sinne: wissenschaft-
liche, künstlerische, politische und 
gesellschaftliche AktivistInnen. Die-
se ExpertInnen beantworten auf je-
weils 5 Seiten Fragen oder nehmen 
Stellung zu Thesen, welche die Or-
ganisator-Innen (auf)gestellt haben. 

So entsteht für jeden Workshop ein 
15-seitiges Dokument, welches als 
Arbeitsgrundlage für jeden Work-
shop dient und von allen Teilneh-
merInnen vorher zu lesen ist. Im 
Workshop selber wird dann der/die 
OrganisatorIn zunächst die Gemein-
samkeiten und Differenzen der drei 
ExpertInnen herausarbeiten und so 
die Diskussion eröffnen, damit auf 
dieser Grundlage nach einer aus-
führlichen Diskussion die gemein-
same Position zum jeweiligen The-
ma erarbeitet werden kann. Die 
Workshops gehen über 3 einhalb 
Stunden (inkl. einer ausführlichen 
Pause), damit genügend Zeit zum 
Austausch, zur Diskussion und zur 
gemeinsamen Stellungnahme bleibt. 

Das Rahmenprogramm 
Neben den Workshops haben wir ein 
Rahmenprogramm zusammenge-
stellt, um eine gemeinsame Diskussi-
on und ein Kennenlernen aller Mit-
glieder zu ermöglichen. 

Es beginnt am Freitagabend mit 
einer öffentlichen Podiumsdiskussion 
mit VertreterInnen des Instituts Soli-
darische Moderne: Katja Kipping 
(Die Linke), Prof. Dr. Stephan Lesse-
nich, Dr. Thomas Seibert (medico), 
PD Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
(Bündnis 90/Die Grünen), Dr. Hans-
Jürgen Urban (IG-Metall), Andrea 
Ypsilanti (SPD), zu den Ziele und 
Positionen des Instituts. 

Am Samstagmittag gibt es vor 
der zweiten Workshop-Session eine 
alternative Campus-Führung, um 
den historischen Ort, an dem die 
Summer Factory stattfindet, kennen 
zu lernen: die Frankfurter Goethe-
Universität in ihrem aktuellen poli-
tischen Wandel. Nach den Work-
shops gibt es zunächst die Möglich-
keit, Getränke und kleinere vegeta-

rische Speisen zum Selbstkostenpreis 
zu sich zu nehmen, im Anschluss 
daran folgt im Saal des Frankfurter 
Studierendenkinos die Vorführung 
von zwei Kurzfilmen zum Thema 
mit anschließender Diskussion. Der 
Abend wird ausklingen mit Ge-
tränken und Musik im „Kommuni-
kationszentrum, KOZ“. 

Am Sonntag Vormittag werden 
die Ergebnisse der Manifestgruppe 
vorgestellt. In einer anschließenden 
Podiumsdiskussion soll zum Schluss 
die Frage diskutiert werden, wie es 
politisch weitergehen soll mit einer 
alternativen bildungspolitischen In-
tervention. Wie wird die aktuelle 
Rolle der sozialen Bewegungen, der 
linken Parteien und der kritischen 
Wissenschaftler_innen in diesem 
Prozess eingeschätzt und welche 
Rolle kann dabei das Institut spie-
len? 

Die Anmeldung 
Damit die Workshops arbeitsfähig 
sind, liegt die TeilnehmerInnenzahl 
pro Workshop bei ca. 20 Personen. 
Die Mitglieder des Instituts erhalten 
für die Workshops ein bevorzugtes 
Anmelderecht. An dem Rahmenpro-
gramm können hingegen alle Interes-
sierten teilnehmen. 

Die Mitglieder von Vorstand und 
Kuratorium des ISM werden wäh-
rend der Summer Factory anwesend 
sein. Wir danken schon jetzt allen 
OrganisatorInnen und ExpertInnen 
für ihr großes Engagement, ohne 
welches die Summer Factory nicht 
möglich wäre – und freuen uns auf 
Eure zahlreiche Teilnahme. 

 Dr. Sonja Buckel 
 Corinna Geis 

www.solidarische-moderne.de
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